
§ 22 Landesverfassungsgerichtsbarkeit

Das Grundgesetz ist nicht die einzige Verfassung in Deutschland. Alle 16 Länder
haben eigene Landesverfassungen und Landesverfassungsgerichte (LVerfG). Die
Prüfungsrelevanz der dazugehörigen Rechtsgebiete ist im Studium und in den
Examensprüfungen gering. Es ist jedoch zu erwarten, dass die Bedeutung der
Landesverfassungsgerichtsbarkeit für juristische Prüfungen zunimmt, weil einige
LVerfG zuletzt durch spektakuläre Entscheidungen in das Licht der Öffentlichkeit
gerückt sind. Es ist deshalb ratsam, zumindest mit einer „Notration Landesverfas-
sungsrecht“1 in die Prüfungen zu gehen.

Beispiel: In 2020 haben beispielsweise die Entscheidungen des Thüringer Verfassungsgerichts-
hofs2 und des Verfassungsgerichts des Landes Brandenburg3 zu den (Geschlechter-)Paritätsge-
setzen für Wahllisten auf Landesebene viel Aufsehen erregt.4 Zudem fällten einige LVerfG auch
wegweisende und viel diskutierte Entscheidungen zu Rechtsfragen der Corona-Pandemie.5

1 Landesspezifisches Wissen für Bayern

In Bayern wird das materielle und prozessuale Landesverfassungsrecht hingegen immer wieder
im Examen geprüft.6

A. Verfassungsrechtliche Grundlagen

Mit dem Grundgesetz und den 16 Landesverfassungen gibt es eine Vielzahl
von Verfassungsordnungen in Deutschland, die grundsätzlich voneinander zu

1 Wittreck, in: Landesrecht Nordrhein-Westfalen, 2. Aufl. 2020, § 1 Rn. 5.
2 VerfGH Thüringen, Urt. v. 15.7.2020, Az.: 2/20 = LVerfGE 31, 527 = NVwZ 2020, 1266 – Thüringer
Paritätsgesetz.
3 VerfG Brandenburg, Urt. v. 23.10.2020, Az.: 9/19 = LVerfGE 31, 97 = NJW 2020, 3579 – Parité-Ge-
setz Brandenburg.
4 Siehe dazu Ramson, § 5.2.1 Wahlen, C. VII. 2. in diesem Lehrbuch.
5 Vgl. nur in staatsorganisationsrechtlicher Hinsicht StGH Hessen, Urt. v. 27.10.2021, Az.: P.
St. 2783, P.St. 2827 = NVwZ 2022, 147 – Corona-Sondervermögen; VerfGH Baden-Württemberg,
Urt. v. 9.11.2020, Az.: 1 GR 101/20 = NVwZ-RR 2021, 137 – Quorum für Landtagswahlvorschlag;
VerfGH Bayern, Entsch. v. 28.9.2021, Az.: Vf. 74-IVa-21 = BeckRS 2021, 28896 – Maskenpflicht im
Landtag.
6 Vgl. die Übersicht zu den bisher gelaufenen Examensklausuren bei Lohse, Landesrecht Bayern,
2. Aufl. 2022, § 1 Rn. 7.
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trennen sind.7 Die Landesverfassungen werden zwar durch die Regelungen des
Grundgesetzes inhaltlich begrenzt. In dem durch das Grundgesetz abgesteckten
Rahmen können die Länder aber ihre Verfassungsordnung nach ihren Vorstellun-
gen ausgestalten.8

I. Einrahmung durch das Grundgesetz

Neben dem Grundgesetz des Bundes verfügt auch jeder der 16 Gliedstaaten über
eine eigene Landesverfassung. Der Bund ist unter keinen Umständen an eine
der Landesverfassungen gebunden, sondern allein an das Grundgesetz (Art. 20
III GG). Die Länder sind hingegen der jeweiligen Landesverfassung und nach
Art. 20 III GG auch dem Grundgesetz verpflichtet.

Über die Einhaltung der 16 Landesverfassungen wacht jedoch nicht das
BVerfG. Stattdessen hat jedes der 16 Länder zu diesem Zweck ein eigenes LVerfG
eingerichtet. Die LVerfG sind außerordentliche Gerichte der Länder (vgl. Art. 92
Var. 3 GG). Sie sind zugleich auch Verfassungsorgane in ihren Ländern.9

1. Die begrenzte Verfassungsautonomie der Länder
Die Länder dürfen ihre Verfassungsordnung kraft ihrer aus dem Bundesstaats-
prinzip nach Art. 20 I GG fließenden Eigenstaatlichkeit grundsätzlich frei ausge-
stalten.10 Diese Rechtsmacht wird Verfassungsautonomie der Länder genannt.
Aus der Garantie der Eigenstaatlichkeit erwächst auch die Errichtungskompetenz
für die LVerfG und die Rechtssetzungskompetenz für das Landesverfassungspro-
zessrecht.

Diese Verfassungsautonomie wird allerdings durch den Vorrang des Bun-
desrechts nach Art. 31 GG11 und dieHomogenitätsklausel nach Art. 28 I 1 GG be-

7 BVerfG, Beschl. v. 11.5.1955, Az.: 1 BvO 1/54, Rn. 39 = BVerfGE 4, 178 – Landesgesetze zur Ver-
waltungsgerichtsbarkeit.
8 BVerfG, Beschl. v. 29.1.1974, Az.: 2 BvN 1/69, Rn. 34 = BVerfGE 36, 342 – Niedersächsisches
Landesbesoldungsgesetz.
9 BVerfG, Beschl. v. 29.1.1974, Az.: 2 BvN 1/69, Rn. 35 = BVerfGE 36, 342 –Niedersächsisches Lan-
desbesoldungsgesetz.
10 BVerfG, Beschl. v. 29.1.1974, Az.: 2 BvN 1/69, Rn. 34 = BVerfGE 36, 342 – Niedersächsisches
Landesbesoldungsgesetz; siehe dazu auch Linke, § 6 Bundesstaatsprinzip, B. III. in diesem Lehr-
buch.
11 Siehe dazu Herold, § 15 Gesetzgebungskompetenz, G. in diesem Lehrbuch.
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grenzt. Auch erhebliche Abweichungen von den Regelungen des Grundgesetzes
sind im Rahmen des Art. 28 I 1 GG verfassungsgemäß.

Beispiel: So sind in einigen Landesverfassungen unterschiedliche Formen der direkten Demokra-
tie12 (z. B. Art. 59 I LV Baden-Württemberg; Art. 3 I LV Nordrhein-Westfalen) vorgesehen, die es auf
Bundesebene kaum gibt. Zudem verfügen einige Landesparlamente über ein Selbstauflösungs-
recht13 (z. B. Art. 18 I LV Bayern; Art. 84 I LV Rheinland-Pfalz), das der Bundestag nicht hat.

2. Abgrenzung von BVerfG und den LVerfG
Das Verhältnis zwischen den LVerfG und dem BVerfG ist dadurch gekenn-
zeichnet, dass diese grundsätzlich selbstständig nebeneinander stehen, ohne
dass ein Gericht über dem Anderen steht.14 Das BVerfG ist keine reguläre Revisi-
onsinstanz gegen Entscheidungen des jeweiligen LVerfG. Allerdings ist es mög-
lich, Entscheidungen der LVerfG als Akt der öffentlichen Gewalt mittels einer se-
paraten Urteilsverfassungsbeschwerde vom BVerfG kontrollieren zu lassen.15

Dabei hat das BVerfG den Spielraum der LVerfG bei der Auslegung ihrer Landes-
verfassung wegen der Verfassungsautonomie der Länder allerdings so weit wie
möglich unberührt zu lassen.16

Die Kompetenzbereiche von BVerfG und den LVerfG unterscheiden sich
vor allem hinsichtlich des Prüfungsgegenstands und des Prüfungsmaßstabs. Prü-
fungsgegenstand eines Verfahrens vor dem BVerfG können alle Akte öffentlicher
Gewalt des Bundes und der Länder beziehungsweise Bundesrecht und Landes-
recht sein. Vor den LVerfG können hingegen nur Akte öffentlicher Gewalt der Län-
der beziehungsweise Landesrecht angegriffen werden. Und während das BVerfG
anhand des Prüfungsmaßstabs des Grundgesetzes entscheidet, verwenden die
LVerfG bei der Rechtsanwendung den Maßstab ihrer jeweiligen Landesverfas-
sung.

3 Klausurtaktik

In der Klausur bestimmt der einschlägige Rechtsbehelf den Prüfungsmaßstab:17

– Wenn ein bundesrechtlicher Rechtsbehelf (z. B. vor dem BVerfG oder den Bundesgerichten)
Gegenstand der Klausur ist, kann nur auf das Grundgesetz zurückgegriffen werden. Wenn
aber das BVerfG staatsorganisationsrechtliche Normen eines Landes als Prüfungsgegen-

12 Siehe hierzu Linke, § 5.2.2 Abstimmungen, B. in diesem Lehrbuch.
13 Siehe dazu Lohmann, § 10 Bundestag, B. II. in diesem Lehrbuch.
14 BVerfG, Beschl. v. 24.3.1982, Az.: 2 BvH 1/82, Rn. 128 = BVerfGE 60, 175 – Startbahn West.
15 BVerfG, Beschl. v. 9.7.1997, Az.: 2 BvR 389/94, Rn. 39 = BVerfGE 96, 231 – Müllkonzept.
16 BVerfG, Beschl. v. 24.3.1982, Az.: 2 BvH 1/82, Rn. 128 = BVerfGE 60, 175 – Startbahn West.
17 Lohse, Landesrecht Bayern, 2. Aufl. 2022, § 1 Rn. 262.
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stand behandelt, darf es nicht unmittelbar den für das Grundgesetz geltenden Maßstab der
Art. 38–48 GG oder der Art. 76–82 GG entsprechend anwenden. Vielmehr ist der Prüfungs-
maßstab des BVerfG gem. Art. 28 I 1 GG auf die Frage beschränkt, ob die Normen der
Landesverfassung den Grundsätzen des republikanischen, demokratischen und sozialen
Rechtsstaates im Sinne dieses Grundgesetzes entsprechen.

– Ist ein landesverfassungsgerichtlicher Rechtsbehelf zu prüfen, sind die Normen der Landes-
verfassung anzuwenden.

– Bei Verfahren vor den Gerichten des Landes (also insbesondere AG, LG und OLG/KG bzw. VG
und OVG/VGH) kann sowohl Landesverfassungsrecht als auch das Grundgesetz relevant
werden. Hier können neben den Normen des Grundgesetzes also auch immer solche der
Landesverfassung zitiert werden, da die Gerichte des Landes auch an die Landesverfassun-
gen gebunden sind.

II. Ausgestaltung durch das Landesverfassungsrecht

Durch die Landesverfassungen haben die Länder in dem von Art. 28 I 1 GG und
Art. 31 GG abgesteckten Rahmen die Möglichkeit, ihr Gemeinwesen nach eigenen
Vorstellungen zu gestalten. Die Normen der Landesverfassung haben oftmals den
gleichen Gehalt wie etwaige Äquivalente im Grundgesetz.18

3Klausurtaktik

Kenntnisse über die Unterschiede zwischen wesentlich gleichlautenden Vorschriften von Grund-
gesetz und Landesverfassung werden realistischerweise nicht erwartet.19 Landesverfassungs-
rechtliche Aufgabenstellungenmüssen daher nicht gefürchtet werden. Es ist jedoch ratsam, sich
schon im Vorhinein mit der Systematik der Landesverfassung vertraut zu machen, damit in der
Klausur eine rasche Orientierung möglich ist. Dazu kann ein Blick in das Inhaltsverzeichnis
schon ausreichen. Zudem sollte die Anwendung der Homogenitätsklausel nach Art. 28 I 1 GG be-
herrscht werden.

Das Landesstaatsorganisationsrecht regelt die Organisation der Staatsgewalt
der Länder. Das Staatsorganisationsrecht der Länder ist dem Staatsorganisations-
recht des Bundes sehr ähnlich. Vor allem das Gesetzgebungsverfahren in den
Ländern entspricht im Wesentlichen dem Verfahren auf Bundesebene.20 Eine be-
sondere Rolle in der staatsorganisationsrechtlichen Rechtsprechung der LVerfG
spielt das Parlamentsrecht. Ein Großteil der Fallkonstellationen auf Bundesebene

18 Frenzel, JuS 2009, 412 (416); Viellechner, in: Landesrecht Bremen, 2018, § 1 Rn. 8.
19 Gröpl, Staatsrecht I, 13. Aufl. 2021, Rn. 1631.
20 Frenzel, JuS 2009, 412 (416).
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kann in diesem Bereich problemlos auf die Landesebene übertragen werden –
und umgekehrt.

Beispiel: Dies betrifft zum Beispiel Streitigkeiten um Äußerungsbefugnisse von Amtsträger:in-
nen, Ordnungsrufe gegen Abgeordnete21, Umfang von Frage- und Informationsrechten der Abge-
ordneten oder die Wahlen zum Parlamentspräsidium22.

Die Länder können sich auch einen eigenen Grundrechtskatalog geben oder die
Grundrechte des Grundgesetzes in ihre Landesverfassung inkorporieren. Die Lan-
desgrundrechte werden dabei in der Regel wie im Grundgesetz ausgelegt (vgl.
nur Art. 142 GG).

3 Klausurtaktik

Die für die Grundrechte des Grundgesetz geltenden Grundsätze (z. B. der Verhältnismäßigkeits-
grundsatz oder das Bestimmtheitsgebot) können bedenkenlos auf die Landesgrundrechte über-
tragen werden.23 Auch auf den bekannten Aufbau der Grundrechtsprüfung (insbesondere die
Einteilung in Schutzbereich, Eingriff und Rechtfertigung bei Freiheitsgrundrechten) kann zurück-
gegriffen werden.24

Insbesondere wegen der umfassenden Bindung aller Staatsgewalt an die Grund-
rechte des Grundgesetzes (Art. 1 III GG) sind die Landesgrundrechte praktisch
weitgehend wirkungslos.25 Allenfalls die Prozessgrundrechte (wie das Recht auf
rechtliches Gehör, vgl. Art. 103 I GG) haben in der Spruchpraxis der LVerfG ei-
ne gewisse Bedeutung.26 Ob die Landesgrundrechte praktisch wirksam werden,
hängt darüber hinaus maßgeblich davon ab, ob ihre Verletzung mithilfe einer In-
dividualverfassungsbeschwerde zum LVerfG gerügt werden kann. Ist dies nicht
der Fall, können die Landesgrundrechte allenfalls als Staatszielbestimmung bei
der Auslegung und Anwendung von Normen berücksichtigt werden.

21 Siehe hierzu VerfG Mecklenburg-Vorpommern, Urt. v. 19.12.2019, Az.: 1/19 = NordÖR 2020,
279 – Ordnungsruf.
22 Siehe hierzu VerfGH Nordrhein-Westfalen, Beschl. v. 25.10.2016, Az.: 6/16 = NVwZ-RR 2017,
217 – Piraten.
23 Frenzel, JuS 2009, 412 (416).
24 Classen, in: Landesrecht Mecklenburg-Vorpommern, 4. Aufl. 2020, § 1 Rn. 9.
25 Gröpl, in: Landesrecht Saarland, 3. Aufl. 2017, § 1 Rn. 21.
26 Wittreck, in: Landesrecht Nordrhein-Westfalen, 2. Aufl. 2020, § 1 Rn. 73.
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1Landesspezifisches Wissen für Bremen, Hamburg, Niedersachsen und Schleswig-Holstein

Zu den Ländern, die keine Individualverfassungsbeschwerde zulassen, gehören 2022 Bremen,
Hamburg, Niedersachsen und Schleswig-Holstein.

B. Landesverfassungsprozessrecht

Prüfungsrelevanter als das materielle Landesverfassungsrecht ist das Prozess-
recht der LVerfG. Die Rechtsgrundlagen sind in den Landesverfassungen sowie
in den jeweiligen Landesverfassungsgerichtsgesetzen normiert. Auch hier gilt:
Das Prozessrecht der Landesverfassungsgerichtsbarkeit ist dem Verfassungspro-
zessrecht des Bundes ähnlich.27

Beispiel: Auch die LVerfG haben ein Verwerfungsmonopol für formelle Landesgesetze.
Überdies sind auch die LVerfG keine Superrevisionsinstanzen.

3Klausurtaktik

Da die Verfahrensarten und Prüfungsstrukturen weitgehend mit denen des Verfassungsprozess-
rechts des Bundes übereinstimmen, ist es regelmäßig nicht vonnöten, das Landesverfassungs-
prozessrecht vertiefend zu lernen. Vielmehr sollte in der Prüfung versucht werden, die Prüfungs-
strukturen des Verfassungsprozessrechts des Bundes auf die Landesebene zu übertragen.
Zudem ist es notwendig, die relevanten Normen des Landesrechts sorgfältig zu lesen, um etwai-
ge landesrechtliche Besonderheiten berücksichtigen zu können.

I. Zuständigkeiten

Die unterschiedlichen LVerfG unterscheiden sich untereinander erheblich hin-
sichtlich ihrer Zuständigkeiten. Maßgebliches Unterscheidungskriterium ist,
ob allein staatsorganisationsrechtliche Streitigkeiten statthaft sind (Modell der
„Staatsgerichtshöfe“) oder ob auch Individualrechtsschutz durch eine Individual-
verfassungsbeschwerde gewährleistet wird (Modell der „Verfassungsgerichte“).

27 Gröpl, Staatsrecht I, 13. Aufl. 2021, Rn. 1631.
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3 Klausurtaktik

In Klausuren, die nicht auf einen bestimmten Rechtsbehelf festgelegt sind, kann es Pluspunkte
einbringen, einen landesverfassungsgerichtlichen Rechtsbehelf zumindest in Betracht zu ziehen.

II. Akte öffentlicher Gewalt des Landes als Prüfungsgegenstand

Die LVerfG prüfen nur Akte öffentlicher Gewalt des Landes, in dessen Kom-
petenzbereich sie errichtet wurden. Damit unterliegen vor allem Landesrechtsnor-
men der Kontrolle der LVerfG, aber auch hoheitliches Verhalten der drei Landes-
gewalten. Eine unmittelbare Prüfung von Akten öffentlicher Gewalt des Bundes,
also auch von Bundesrecht, ist hingegen ausgeschlossen.

3 Examenswissen

Umstritten ist, inwieweit das LVerfG die Landesgewalten auch bei der Anwendung von Bundes-
recht kontrollieren darf. Das betrifft besonders Gerichtsentscheidungen, die auf Grundlage von
bundesrechtlichen Verfahrensvorschriften (also VwGO, ZPO, StPO, SGG, FGO oder FamFG) er-
gehen. Würde eine entsprechende Kompetenz verneint, wären fast alle gerichtlichen Entschei-
dungen der Prüfung durch die LVerfG entzogen.28 Das BVerfG29 hält die landesverfassungs-
gerichtliche Kontrolle unter folgenden Voraussetzungen für zulässig:

A. Zulässigkeit
I. Zuständigkeit des LVerfG
II. Vorlageberechtigung/Parteifähigkeit
III. Vorlagegegenstand/Antragsgegenstand

1. Prüfungsgegenstand
a) Akte der Landesstaatsgewalt
b) die nicht (auch) auf der Ausübung von Bundesstaatsgewalt beruhen

bereits gegeben, wenn ein Bundesgericht den konkreten Streitgegen-
stand des Ausgangsverfahrens geprüft hat

c) keine vollständige Determinierung durch Bundesrecht (= verbleibende
Spielräume für Behörden und Gerichte)

2. Prüfungsmaßstab: gültiges Landesverfassungsrecht
3. Rechtswegerschöpfung nach Maßgabe des Bundesrechts

IV. Vorlagebefugnis/Antragsbefugnis
V. ggf. Form und Frist
VI. ggf. Rechtsschutzbedürfnis/Klarstellungsinteresse

28 Classen, in: Landesrecht Mecklenburg-Vorpommern, 4. Aufl. 2020, § 1 Rn. 9.
29 BVerfG, Beschl. v. 15.10.1997, Az.: 2 BvN 1/95, Rn. 84 = BVerfGE 96, 345 – Landesverfassungs-
gerichte; kritisch mit überzeugender Gegenkonzeption Sacksofsky, in: Landesrecht Hessen,
9. Aufl. 2019, § 2 Rn. 49 ff.
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III. Landesverfassungsrecht als Prüfungsmaßstab

Wegen der nach Art. 28 I 1 GG begrenzten Verfassungsautonomie der Länder kön-
nen LVerfG Akte öffentlicher Gewalt des Landes nur amMaßstab der Landesver-
fassung prüfen.

3Examenswissen

Die LVerfG sind als Teil der Rechtsprechung aber auch an das Grundgesetz (Art. 20 III GG) und
insbesondere an dessen Grundrechte (Art. 1 III GG) in der Auslegung durch das BVerfG30 (vgl.
§ 31 I BVerfGG) gebunden. Damit wird das Grundgesetz aber noch nicht zum Prüfungsmaßstab
der LVerfG.31 Von dieser Bindung an die Auslegung durch das BVerfG bei der Anwendung der
Landesverfassung kann sich das LVerfG nur mittels einer Divergenzvorlage nach Art. 100 III GG
lösen. Ansonsten bleibt den LVerfG keine Möglichkeit für eine wegweisende Neuinterpretation ei-
ner Norm, die den gleichen Gehalt wie eine Norm des Grundgesetzes hat. Es verbleibt lediglich
ein gewisser Spielraum bei der Subsumtion.32

Beispiel: Ein LVerfG kann den Gehalt der Menschenwürdegarantie nicht neu definieren. Es kann
aber die Aufrechterhaltung der Untersuchungshaft gegen Angeklagte, die den Abschluss des
Strafverfahrens mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit nicht erleben werden, als Ver-
letzung der Menschenwürde nach der Objektformel des BVerfG einordnen.33

3Klausurtaktik

Es ist empfehlenswert, in der Klausur ein Bewusstsein dafür zu demonstrieren, dass die LVerfG
einen speziellen Prüfungsmaßstab anwenden. Dies ist beispielsweise der Fall, weil dieser durch
Art. 28 I 1 GG beschränkt ist. Hierfür bietet es sich an, der Begründetheitsprüfung den Prüfungs-
punkt „Prüfungsmaßstab“ voranzustellen, unter dem der gewählte Prüfungsmaßstab erläutert
wird.

30 BVerfG, Beschl. v. 15.10.1997, Az.: 2 BvN 1/95, Rn. 99 = BVerfGE 96, 345 – Landesverfassungs-
gerichte; kritisch Wittreck, in: Landesrecht Nordrhein-Westfalen, 2. Aufl. 2020, § 1 Rn. 67.
31 Benda/Klein, Verfassungsprozessrecht, 4. Aufl. 2020, Rn. 55.
32 Mager, Staatsrecht I, 9. Aufl. 2021, Rn. 591.
33 VerfGH Berlin, Beschl. v. 12.1.1993, Az.: 55/92, Rn. 24 ff. = LVerfGE 1, 56 = NJW 1993, 515 – Ho-
necker.
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C. Schnittstellen mit dem Prozessrecht des Bundes

Auch in den Fällen, in denen ein bundesrechtliches Verfahren Gegenstand der
Klausur ist, können kleinere Probleme mit Bezug zur Landesverfassungsgerichts-
barkeit auftauchen.

I. Verfassungsprozessrecht des Bundes

Organstreitverfahren zwischen Antragsteller:innen oder Verfassungsorganen in-
nerhalb eines Landes (Landesorganstreitverfahren) sind vor dem BVerfG nach
Art. 93 I Nr. 4 HS 2 GG unzulässig, soweit nicht der Rechtsweg zum LVerfG zuvor
erschöpft wurde.

3 Examenswissen

Ausnahmsweise können Landesorganstreitverfahren vor dem Bundesverfassungsgericht zuläs-
sig sein, wenn in § 71 I Nr. 3 BVerfGG genannte Antragsteller:innen nach dem Landesverfas-
sungsprozessrecht nicht antragsberechtigt sind.34

Beispiel: Dies kann relevant werden, wenn im jeweiligen Land politischen Parteien oder einzel-
nen Abgeordneten die Antragsberechtigung versagt wird.35

Nach § 90 III BVerfGG berührt es die Zulässigkeit der Individualverfassungs-
beschwerde zum BVerfG gem. Art. 93 I Nr. 4a GG nicht, wenn sowohl eine Ver-
fassungsbeschwerde zum BVerfG als auch zum zuständigen LVerfG erhoben wird.
Die Landesverfassungsbeschwerde gehört mithin nicht zum Rechtsweg im Sinne
des § 90 II 1 BVerfGG.

3 Examenswissen

Die Erhebung der Individualverfassungsbeschwerde zum LVerfG hemmt deshalb auch die Frist
nach § 93 BVerfGG nicht.36 Die Entscheidung, nur eine Individualverfassungsbeschwerde zum
LVerfG zu erheben, sollte deshalb gut überlegt sein.

34 Fleury, Verfassungsprozessrecht, 10. Aufl. 2017, Rn. 72.
35 BVerfG, Urt. v. 6.2.1956, Az.: 2 BvH 1/55, Rn. 14 = BVerfGE 4, 375 – Schwerpunktparteien.
36 BVerfG, Beschl. v. 1.6.2006, Az.: 1 BvR 1096/05, Rn. 10 = BVerfGK 8, 169 – Verfassungsauto-
nomie der Länder.
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Die Kommunalverfassungsbeschwerde vor dem BVerfG gem. Art. 93 I Nr. 4b
GG ist nach § 91 S. 2 BVerfGG gegenüber dem Rechtsschutz durch die LVerfG sub-
sidiär. Mithin ist dem BVerfGG die Kommunalverfassungsbeschwerde gegen Lan-
desgesetze in den meisten Ländern entzogen. Daher hat die Kommunalverfas-
sungsbeschwerde zu den LVerfG eine hohe praktische Relevanz.37

3Examenswissen

Die Kommunalverfassungsbeschwerde zum BVerfG ist dennoch ausnahmsweise zulässig, soweit
– Bundesrecht Beschwerdegegenstand ist oder
– nach dem Landesrecht die Kommunalverfassungsbeschwerden zum LVerfG generell nicht

statthaft sind oder
– der landesverfassungsrechtliche Gewährleistungsgehalt der kommunalen Selbstverwal-

tungsgarantie hinter dem Schutzniveau des Art. 28 II 1 GG zurückbleibt38.

Einfache Gerichte können Landesrecht, das sie für unvereinbar mit dem Grund-
gesetz halten, dem BVerfG mit der konkreten Normenkontrolle (Art. 93 I Nr. 5
GG; Art. 100 I 1 Alt. 2 GG)39 vorlegen. Hält ein Gericht das Gesetz für unvereinbar
mit der Landesverfassung, kann es auch das LVerfG damit befassen (Art. 100 I 1
Alt. 1 GG). Die Vorlagen an das BVerfG und an das zuständige LVerfG können
gleichzeitig oder nacheinander erfolgen. Aber auch die LVerfG selbst sind berech-
tigt, dem BVerfGG eine grundgesetzwidrige Norm vorzulegen (Art. 93 I Nr. 5;
Art. 100 I 1 Alt. 2 GG; § 80 I BVerfGG).

3Examenswissen

Wenn ein LVerfG von der Rechtsprechung des BVerfG oder anderer LVerfG abweichen will, ist es
verpflichtet, die Sache dem BVerfG vorzulegen, Art. 100 III GG. Diese sogenannte Divergenzvor-
lage soll die Rechtseinheit und Rechtssicherheit bei der Auslegung des Grundgesetzes sichern.40

Unterlässt ein LVerfG die Divergenzvorlage, liegt regelmäßig ein Verletzung des Rechts auf den:
die gesetzliche:n Richter:in nach Art. 101 I 2 GG vor.

37 Rausch, in: Landesrecht Baden-Württemberg, 2020, § 5 Rn. 47.
38 BVerfG, Urt. v. 21.11.2017, Az.: 2 BvR 2177/16, Rn. 60 = BVerfGE 147, 185 – KiFöG-LSA.
39 Siehe dazu Chiofalo, § 21.4 Konkrete Normenkontrolle, in diesem Lehrbuch.
40 Sacksofsky, in: Landesrecht Hessen, 9. Aufl. 2019, § 2 Rn. 1; Viellechner, in: Landesrecht Bre-
men, 2018, § 1 Rn. 8.
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II. Verwaltungsprozessrecht des Bundes

Die Landesverfassungsgerichtsbarkeit kann auch das Verwaltungsprozessrecht
beeinflussen. Nach § 47 III VwGO prüft das OVG oder der VGH im Rahmen der
verwaltungsgerichtlichen Normenkontrolle nach § 47 VwGO Rechtsvorschrif-
ten nicht hinsichtlich der Vereinbarkeit mit Landesrecht, soweit eine abschließen-
de Kontrolle durch das LVerfG landesrechtlich angeordnet41 ist.

3 Klausurtaktik

Nur der Bayerische Verfassungsgerichtshof entscheidet im Popularklageverfahren nach Art. 98
S. 4 LV BY; Art. 55 I 1 VerfGHG BY abschließend über die Vereinbarkeit am Maßstab der Bayeri-
schen Landesverfassung (str.).42 § 47 III VwGO sollte daher – wenn überhaupt – nur kurz an-
gesprochen werden, um sodann darauf hinzuweisen, dass das LVerfG keine abschließende Ent-
scheidung trifft.

§ 183 VwGO regelt die verwaltungsprozessualen Rechtsfolgen der Nichtigkeit
von Landesrecht infolge einer Entscheidung eines LVerfG. Danach werden
rechtskräftige Entscheidungen, die auf nichtigem Landesrecht beruhen, aufrecht-
erhalten, dürfen aber nicht vollstreckt werden.

1 Landesspezifisches Wissen für Hessen und Rheinland-Pfalz

Allein Hessen (§ 40 IV StGHG Hessen) und Rheinland-Pfalz (§ 26 IV 1, 2 VerfGHG Rheinland-Pfalz)
haben landeseigene Regelungen über die Wiederaufnahme von Verfahren getroffen.

Weiterführende Studienliteratur
– Gundling, Landesverfassungsgerichtsbarkeit – Eine kurze Einführung, ZLVR 2018, 68.
– Pohlreich, Die Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts zu seinem Verhältnis zu

den Landesverfassungsgerichten, in: Linien der Rechtsprechung des Bundesverfas-
sungsgerichts, Bd. III 2014, 37.

– Hillgruber/Goos, Verfassungsprozessrecht, 5. Aufl. 2020, Rn. 1101–1156.

41 Zur Rechtslage in allen Ländern siehe Ziekow, in: Sodan/Ziekow, VwGO, 5. Aufl. 2018, § 47
Rn. 315 ff..
42 VerfGH Bayern, Entsch. v. 11.4.2002, Az.: Vf. 20-VI-00, Rn. 27 f. = BayVBl 2002, 492 – Städti-
sche Beitragssatzung.
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– Die Abschnitte zum Landesverfassungsrecht in der Reihe NomosStudienbuch Landes-
recht für Baden-Württemberg, Bayern, Brandenburg, Bremen, Hessen, Mecklenburg-
Vorpommern, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, Saarland und
Thüringen.

Zusammenfassung: Die wichtigsten Punkte
– Die Landesverfassungsgerichtsbarkeit bietet eine weitere Rechtsschutzmöglichkeit

gegen Akte öffentlicher Gewalt der Länder.
– Die nach Art. 28 I 1 GG beschränkte Verfassungsautonomie der Länder begrenzt auch

die Kompetenzen der Landesverfassungsgerichte.
– Der Prüfungsmaßstab der Landesverfassungsgerichte ist die Landesverfassung, wäh-

rend das BVerfG am Maßstab des Grundgesetzes entscheidet.
– Das Wissen und die Strukturen des materiellen und prozessualen Verfassungsrechts

des Bundes können meist auf das Landesverfassungsrecht übertragen werden.

Für dieses Kapitel gibt es frei zugängliche interaktive Übungen auf der
OpenRewi-Homepage. Hierzu muss einfach der QR-Code gescannt werden.

Paul Anton König
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